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Höherer Kredit für 
Erdgasversorgung 

Die Erdgasversorgung kommt teurer 
zu stehen als ursprünglich geplant. Aus­
serdem sind Fortschritte bei der Bauaus­
führung gegenüber der Planung zu ver­
zeichnen, so dass die bewilligten Kredite 
für die Vorfinanzierung durch das Land 
früher fällig werden. 

Die Regierung hat dem Landtag nun 
einen Antrag unterbreitet, der einen Er­
gänzungskredit von 7 Mio. Fr. für die 
Anlagekosten des Transport- und Ver­
teilnetzes sowie einen Nachtragskredit 
von 5 Mio. Fr. für die Finanzierung der 
erhöhten Anlagekosten für das laufende 
Jahr umfasst. 

Der  Ergänzungskredit von 7 Mio. Fr. 
erhöht die vom Staat bereitgestellte Sum­
me auf 34.9 Mio. Fr. Auch der  zusätzli­
che Kredit wird bis zum Jahre 1994 als 
zinsloses Darlehen gewährt. 

Wie die Regierung in ihrem Bericht 
und Antrag an  den Landtag schreibt, sind 
die Zuwendungen des Staates an die Gas­
versorgung als Starthilfe abgeschlossen. 
Die zukünftigen Aufwendungen - ein­
schliesslich derjenigen für den Bau eines 
Gasspeichers - sind von der  Liechtenstei­
nischen Gasversorgung aus selbsterwirt­
schafteten Mitteln zu finanzieren. 

Eine ausführliche Darstellung des An­
trags im Innern der heutigen Ausgabe. 

Neue Textausgabe PGR 
(pafl) Die Regierung hat den Verkaufs­

preis für die neuerschienene Textausgabe 
zum Personen- und Gesellschaftsrecht 
mit dem Gesetz über das Treuunterneh­
men auf Fr. 50 - festgesetzt. Die Textaus­
gabe (Stand 1. September 1986) kann bei 
der  Regierungskanzlei in Vaduz bezogen 
werden. 

Nun haben wir auch eine Hochschule 
Eröffnung der Internationalen Akademie für  Philosophie (IAP) in Schaan - Symposium eröffnet 

Nun haben wir auch eine Hochschule 
in unserem Land. Mit einem Festakt wur­
de gestern nachmittag die Internationale 
Akademie für Philosophie (IAP), die ih­
ren Sitz in Schaan hat, feierlich eröffnet. 
Der Rektor der Akademie, Prof. Josef 
Seifert, sprach über die Idee und die Auf­
gabe einer philosophischen Akademie, 
die Philosophin Dr. Jeanne Hersch, ging 
in ihrem Festvortrag auf die «Herausfor­
derung an die Philosophie heute» ein. 

Nach einem musikalischen Auftakt, 
vorgetragen durch das Instrumental­
ensemble Raetia, eröffnete S .D.  Prinz 
Nikolaus im gutbesetzten Reschsaal in 
Schaan den Festakt der  Eröffnungsfeier. 
Unter den zahlreichen Gästen begrüsste 
e r  im besonderen S.D.  Fürst Franz Josef 
II., I .D.  Fürstin Gina und S.D. Erbprinz 
Hans Adam sowie Mitglieder der  Regie­
rung, des Landtags, der  Geistlichkeit so­
wie Prof. Jeanne Hersch und weitere Pro­
fessoren und Wissenschaftler aus ver­
schiedenen Ländern. Seine Begrüssung 
verband er  mit einem Dank an die Regie­
rung, an den Regierungschef Hans Brun­
hart persönlich sowie an Schulamtsvor-
steher Dr. Josef Wolf, die zusammen mit 
anderen Helfern zum Gelingen des Pro­
jektes, eine philosophische Akademie in 
Liechtenstein zu errichten, beigetragen 
haben. 

Kleiner, aber wichtiger Beitrag 
Nach seinen Worten vermag die philo­

sophische Akademie einen kleinen, aber  
wichtigen Beitrag zur Forschung und 
Lehre zu leisten. Die Qualität der  Lehre,  
wie sie sich bereits im ersten Probeseme­
ster gezeigt habe, soll auch in Zukunft 
beibehalten werden. Den Aufbau einer 
philosophischen Akademie in unserem 
Land bezeichnete e r  als glückliche Fü-

Gestern nachmittag wurde mit  einem Festakt im Reschsaal in Schaan die Internationale 
Philosophische Akademie (IAP), die ihren Sitz in Schaan hat, eröffnet. Unser Bild 
zeigt S. D. Prinz Nikolaus und die Genfer Philosopltin Jeanne Hersch im Gespräch. 

6.5 Millionen für Tunnelausbau 
Regierung beantragt Teilausweitung des Tunnels Gnalp-Steg 

Mit einem Kostenaufwand von 6.5 
Mio. Fr. soll der seit 1948 bestehende 
Tunnel Gnalp-Steg teilweise ausgeweitet 
und saniert werden. Die Regierung legte 
dem Landtag den entsprechenden Kredit­
antrag zur Genehmigung vor. Aus einer 
Reihe von möglichen Varianten, die auch 
den Vorschlag einer zweiten Röhre oder 
eines vollständig neuen Tunnels umfass-
te, wählte die Regierung die kostengün­
stigste Version. Ausserdem stellt sie sich 
in einem Bericht auf den Standpunkt, 
dass eine zu grosszügige Lösung mehr 
Verkehrsaufkommen nach sich ziehen 
würde, was nicht unbedingt notwendig 
sei. 

Nach dem Bericht der  Regierung an 
den Landtag weist der Tunnel Gnalp-Steg 
zwei gravierende Probleme auf: 
Einerseits fehle eine Isolation des Bau­
werks gegen eindringendes Wasser, an­
derseits sei die 743 Meter lange Tunnel­
röhre relativ schmal. Eine umgehende 
Sanierung des Tunnels drängt sich nach 
dem Bericht der  Regierung auf, doch den 
Ausschlag für die Sanierung zum jetzigen 
Zeitpunkt gab die beabsichtigte Erstel­
lung einer Schmutzwasserableitung durch 
den Tunnel im Rahmen der Abwassersa­
nierung Steg-Malbun. Eine Koordination 
der beiden Sanierungsmassnahmen ist 
nach Auffassung der Regierung dringend 
erforderlich. 

Ausbesserung und Teilausweitung 
Eine durchgehende Vergrösserung des 

Tunnels, de r  Neubau eines Tunnels mit 
zwei Fahrspuren sowie die Erstellung 
eines zweiten Tunnels mit einer Fahrspur 
wurde von der Regierung abgelehnt, d a  
die Kosten gegenüber der Sanierungsva­
riante mit einer Teilausweitung zu hoch 
und die Verkehrsprobleme während der 
Bauzeit zu gross seien. Die von der Re­
gierung beschlossene Variante sieht eine 
Ausweitung in der  Mitte des Tunnels vor,  
damit in diesem Bereich die Fahrzeuge 
ungehindert kreuzen können. 

gung des Schicksals, nachdem die Akade­
mie ursprünglich in den USA gegründet 
worden war, und gab seiner Hoffnung 
Ausdruck, dass dieses Pflänzlein, das 
jetzt gepflanzt worden sei, zu einem gros­
sen Baum heranwachse - zu einem wis-
senschaftlich-geistigen Export von Liech­
tenstein aus. 

Idee und Aufgabe der Akademie 
Prof. Josef Seifert versuchte Idee und 

Aufgabe der philosophischen Akademie 
zu erläutern, indem er  die philosophi­
schen Anliegen in einen grossen histori­
schen Kontext und in das Gesamtbild der 
von der Antike bis zur Gegenwart rei­
chenden philosophischen Bemühungen 
einordnete. Die Akademie möchte nach 
seinen Worten dem Streben des Men­
schen nach Universalität Rechnung tra­
gen, gleichzeitg aber auch für neue und 
moderne Philosophie offen sein, nicht so  
zu tun, als ob die Aufgabe nur in einer 
Interpretation der grössten Denker der 
Antike und des Mittelalters bestehe. Die 
Akademie werde den philosophischen 
Dialog in den Dienst der Wahrheitser­
kenntnis stellen, dabei international aus­
gerichtet sein und damit bestrebt sein, die 
Gesprächspartner aus allen Teilen der 
Welt zusammenzuführen. Sie möchte, 
gleich einem antiken Vorbild, auch in 
unserer Zeit die fähigsten und besten 
Denker versammeln und eine Schule wie 
Piatons Akademie, die ganz in den 
Dienst der  Wahrheitserkenntnis gestellt 
war, gründen. 

Der  fruchtbare Boden für bedeutende 
philosophische Bewegungen ist nach den 

Ausführungen Seiferts nicht das Modell 
eines Meinungssupermarktes, sondern 
der rege Kontakt, Austausch und kriti­
sche Dialog von Philosophierenden. 

Die Akademie stellt, wie e r  weiter aus­
führte, nicht nur eine Forschungsstätte 
dar, sondern vor allem auch einen Ort 
philosophischer Lehre und gemeinsamen 
Philosophierens. In einem einmalig ver­
trauten und international weit gespann­
ten Kreis von Studenten und Lehrern 
sollte es möglich sein, zu eigentlichem 
Philosophieren, wie es an modernen Mas­
senuniversitäten nur schwerlich stattfin­
de,  zu kommen. Liechtenstein biete für 
dieses Unternehmen eine einmalige 
Chance, nun liege es an der Akademie, 
diese Chance zu nützen und die ihr ge­
stellte Aufgabe zu erfüllen. 

Eröffnung eines Symposiums 
Mit ihrem Festvortrag über «Heraus­

forderung an die Philosophie heute» setz­
te die Genfer Philosophin Dr. Jeanne 
Hersch gleichsam den Anfang für das 
heute beginnende Symposium über «Phi­
losophie heute». In ihrem Vortrag erklär­
te die bekannte Professorin, die ständi­
gen Herausforderungen an die Philoso­
phie hätten ihren Ursprung in der zeit­
lichen Endlichkeit des Menschen, doch 
seien neue Herausforderungen durch die 
Wissenschaften, die Politik, die Ge­
schichte und die Religion hinzugekom­
men, Philosophieren bedeute, seine Frei­
heit durch die Suche nach Wahrheit zu 
üben - und daraus könne der Mensch auf 
die Herausforderungen antworten. 

(G.M.)  
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Nicht alle werden Gebrauch machen 
Rund 1400 ausländische Kinder liechtensteinischer Mütter 

haben Berechtigung zur erleichterten Einbürgerung 

Nachdem die Regierung ihren Geset­
zesentwurf über die erleichterte Ein­
bürgerung ausländischer Kinder liech­
tensteinischer Mütter veröffentlicht 
hatte, erhob sich sofort die Frage nach 
der Zahl der Anspruchsberechtigten 
für das erleichterte Einbürgerungsver­
fahren. Auch der Landtag fragte bei 
der Regierung nach, ob die von der 
Regierung genannte Zahl von 1295 
Personen, die zu den Anspruchsbe­
rechtigten zählen, der Wirklichkeit ent­
spreche. Nach neuesten Ermittlungen 
des Volkswirtschaftsamtes sollen es 
rund 1400 Anspruchsberechtigte ge­
ben, die aber nach Auffassung der Re­
gierung nicht alle von ihrem Recht Ge­
brauch machen werden. 

Die  Regierung ging bei ihren Be­
rechnungen von der Tatsache aus, dass 
von den  1286 Liechtensteinerinnen, die 
zwischen 1970 und 1984 die E h e  einge­
gangen sind, 642 einen Liechtensteiner 
u n d  644 einen Ausländer heirateten. 
Davon behielten 302 Frauen ihren 

Wohnsitz in Liechtenstein, während 
342 Frauen ihren Wohnsitz ins Ausland 
verlegten. Statistisch genau erfasst sind 
nach dem Bericht der  Regierung an 
den  Landtag lediglich ausländische 
Kinder liechtensteinischer Mütter, die 
noch im Elternhaus von bestehenden 
Ehen leben, also ohne die Kinder von 
geschiedenen oder verwitweten Eltern­
teilen. Und diese Zahl beläuft sich auf 
1295 Personen. 
Zahl noch ungenau 

Nachdem im Landtag die von der 
Regierung genannte Zahl als nicht ge­
nau  bezeichnet worden war, befasste 
sich die Landtagskommission nochmals 
mit dieser Frage und beauftragte das 
A m t  für Volkswirtschaft mit einer Er­
hebung aufgrund der Einwohnerkon­
trollen in den Gemeinden. Die an den 
Landtag weitergeleitete statistische Er­
hebung geht von 1398 Personen aus, 
die unter die Anspruchsberechtigung 
fallen. Davon haben 659 (47,1 Prozent) 
die schweizerische Nationalität, 374 

(26,8 Prozent) sind österreichische 
Bürger, 152 (10,9 Prozent) besitzen die 
deutsche Staatsbürgerschaft und 153 
(10,9 Prozent) sind italienische Staats­
angehörige. Der  Rest von 60 Personen 
(4,3 Prozent) teilt sich in verschiedene 
andere Nationalitäten auf. O b  diese 
Zahlen genau der Wirklichkeit entspre­
chen, bleibt vorderhand offen, doch 
dürften sich keine grossen Abweichun­
gen ergeben. 

Balzers hat am meisten 
' Anspruchsberechtigte 

Von  den 1398 Anspruchsberechtig­
ten haben 271 ihren Wohnsitz in Bal­
zers, 230 in Schaan und 173 in Triesen. 
Weitere 167 wohnen in Vaduz, 95 in 
Triesenberg und 13 in Planken. 

I m  Unterland haben 163 Personen in 
Mauren und 140 Personen in Eschen 
'ihren Wohnsitz, während die übrigen 
Gemeinden relativ kleine Zahlen auf­
weisen: 76 wohnen in Ruggell, 43 in 
Gamprin und 27 in Schellenberg. 

Volksabstimmung 
am 5./7. Dezember 

(pafl) Die Regierung hat beschlossen, 
die Volksabstimmung betreffend die er­
leichterte Einbürgerung ausländischer 
Kinder liechtensteinischer Mütter und die 
Wiederaufnahme von ehemaligen einge­
bürgerten Liechtensteinerinnen in ihr frü­
heres Gemeinde- und Landesbürgerrecht 
am Freitag, 5. Dezember, und Sonntag, 
7. Dezember 1986 durchzuführen. 

Im April 1986 hat die Regierung dem 
Landtag eine Abänderung des Gesetzes 
über den Erwerb und Verlust des Landes­
bürgerrechtes beziehungsweise des G e ­
meindegesetzes zur Beschlussfassung un­
terbreitet. Mit den Abänderungsanträ-
gen, die auf zwei parlamentarische Vor-
stösse im Landtag zurückgehen, soll 
einerseits für ausländische Kinder liech­
tensteinischer Mütter die Möglichkeit 
einer erleichterten Aufnahme in das 
liechtensteinische Landes- und Gemein­
debürgerrecht geschaffen und anderer­
seits die Wiederaufnahme von ehemali­
gen eingebürgerten Liechtensteinerinnen 
in ihr früheres Gemeinde- und Landes­
bürgerrecht ermöglicht werden. In d e r  
Sitzung vom 14. Oktober 1986 hat de r  
Landtag die beiden Gesetzesvorlagen 
einstimmig verabschiedet und beschlos­
sen, den Landtagsbeschluss der  Volksab­
stimmung zu unterstellen. 

Die Regierung wird den Stimmbürge­
rinnen und Stimmbürgern vor der Volks­
abstimmung vom 5./7. Dezember eine 
Broschüre mit Erläuterungen zur Ab­
stimmungsvorlage zustellen. 

• •  

Änderung bei Kranken-
und Unfallversicherung 

(pafl) Die Regierung hat im Zusam­
menhang mit der  beabsichtigten Erhö­
hung des anrechenbaren Verdienstes bei 
der gesetzlichen Betriebs- und Nichtbe­
triebsunfallversicherung sowie bei der 
Krankenversicherung den interessierten 
Kreisen zwei Verordnungsentwürfe zur 
Stellungnahme unterbreitet. Sie sehen 
vor, dass ab 1. Januar 1987 der  höchst-
versicherbare Verdienst von bisher Fr .  
1 9 1 -  auf Fr. 224.-  pro Tag angehoben 
wird. Das entspricht einer Erhöhung des 
maximal versicherbaren Jahreseinkom­
mens von Fr. 69000 - auf Fr. 81600.-.  

Seit der letzten Anpassung an die 
Teuerung Ende 1982 ist der  Lebens­
kostenindex um 7,9 Prozent gestiegen. 

Die neuen Ansätze sind über  den eigent­
lichen Teuerungsausgleich hinaus leicht 
erhöht worden, da in Liechtenstein wie in 
der Schweiz die Höchstgrenze des anre­
chenbaren Verdienstes so festgelegt ist, 
dass in der  Regel mindestens 92 Prozent, 
jedoch nicht mehr als 96 Prozent der  Ar­
beitnehmer zum vollen Verdienst versi­
chert sind. Aufgrund der  engen wirt­
schaftlichen Verflechtungen, des beider­
seitigen Grenzgängerverkehrs und aus 
Gründen der  gleichen sozialrechtlichen 
Wettbewerbsbedingungen soll die Erhö­
hung des höchstversicherbaren Verdien­
stes zum gleichen Zeitpunkt wie in der 
Schweiz auf den 1. Januar 1987 erfolgen. 

Bank in Liechtenstein A G  

Ausgabe von 
Partizipationsschemen 

Der Verwaltungsrat der  Bank in Liech­
tenstein A G ,  Vaduz, hat beschlossen, 
322500 Partizipationsscheine (PS) zum 
Nennwert von 100 Franken herauszuge­
ben. Somit erhöht sich das Kapital um 
32,25 Mio. Franken. Diese Titel werden 

'den Aktionären bzw. bisherigen Inha­
bern von Partizipationsscheinen in der  
Zeit vom 30. Oktober bis 3. November 
zum Bezugspreis von Fr. 2 5 0 . -  ange­
boten. 


